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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

In der Herbstsession 2021 beriet der Nationalrat über die Einsetzung einer ständigen
parlamentarischen OECD-Delegation im Rahmen der Verordnung der
Bundesversammlung über die Pflege der internationalen Beziehungen des Parlamentes.
Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG) beantragte, nicht auf die parlamentarische Initiative
der WAK-SR einzutreten. Nationalrat Aeschi argumentierte, dass die OECD ein
parlamentarisches Netzwerk unterhalte, welches aber kein Parlament sei und damit
keine Entscheidungsbefugnisse besitze. Da es sich nur um ein Informationsgremium
handle, lehne die SVP-Fraktion das Anliegen unter anderem aus Kostengründen ab.
WAK-Kommissionssprecherin Gigon (gp, VD) sah den Moment gekommen, um die
Verbindungen zur OECD zu stärken, damit die Schweiz sich «ernsthaft» an den
laufenden Steuerreformen und der Bewältigung künftiger Herausforderungen beteiligen
könne. SP-Fraktionssprecher Bendahan (sp, VD) sah in der Vorlage keinen einzigen
Nachteil. Unabhängig davon, ob man prinzipiell für oder gegen die OECD sei, führe die
ständige Vertretung unweigerlich zu einer verbesserten Vertretung der Schweizer
Interessen, argumentierte er. Den kritischen Stimmen, die sich an den Kosten einer
solchen Delegation störten, entgegnete er, dass der Schweiz auch Kosten erwachsen
würden, wenn sie nicht am OECD-Entscheidfindungsprozess teilnehme, die dadurch
gefällten Beschlüsse aber dennoch umsetzen müsse. Markus Ritter (mitte, SG)
unterstützte die Initiative im Namen der Mitte-Fraktion und betonte die Bedeutung der
dadurch geschaffenen personellen Kontinuität. Dies sei angesichts der anspruchsvollen
Aufgaben in den Gremien angemessen. Eine Minderheit der Fraktion stimme gegen die
Vorlage, weil man durchaus an der Wirksamkeit der parlamentarischen Versammlung
zweifeln könne, erklärte FDP-Sprecher Lüscher (fdp, GE). Trotzdem empfahl die FDP die
Annahme der Vorlage, nicht zuletzt weil man damit eine symbolische Geste zugunsten
der zuletzt als geschwächt dargestellten internationalen Beziehungen der Schweiz
machen könne. Zudem lehne die FDP die Politik des leeren Stuhls ab und sei der
Ansicht, dass man Soft Law am besten an der Quelle beeinflussen müsse, weil man sich
bei einer Nicht-Teilnahme nicht über die Ergebnisse beschweren könne. Der
Nichteintretensantrag Aeschi wurde in der Folge mit 121 zu 56 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) deutlich abgelehnt. In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den
Entwurf mit 120 zu 52 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) ebenso deutlich gegen den
Widerstand der SVP-Fraktion und einer kleinen Minderheit der FDP.Liberalen an.  
Die Schlussabstimmungen boten keine Überraschungen mehr. Der Nationalrat sprach
sich mit 138 zu 58 Stimmen für die Verordnung aus, der Ständerat mit 36 zu 6 Stimmen
(bei 1 Enthaltung). 1
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DATUM: 01.10.2021
AMANDO AMMANN

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Auch nach der Annahme der STAF gingen die Diskussionen um die tiefen
Unternehmenssteuern in der Schweiz weiter. So sorgte sich vor allem die NZZ ob den
Plänen der OECD zur Änderung der Unternehmensbesteuerung. Diese versuche sich
seit drei Jahren auf eine Neuordnung der Firmenbesteuerung zu einigen, erklärte die
NZZ. Dabei beabsichtige sie vor allem zwei Änderungen: Einerseits eine Verschiebung
des Steuersubstrats von den Sitzländern der Konzerne weg zu den Staaten, in denen die
Umsätze gemacht werden. Betroffen davon wären gemäss NZZ insbesondere
Digitalfirmen sowie konsumnahe Branchen wie Luxusgüter, Markennahrungsmittel und
Automobile; die Schweiz müsste demnach auf einen grossen Teil der Steuern von
Nestlé, Swatch oder Richemont verzichten. Andererseits befürworteten vor allem
Deutschland und Frankreich eine internationale Mindestbesteuerung der
Unternehmensgewinne. Davon wären insbesondere die Kantone betroffen, da diese
aufgrund der im Rahmen der STAF aufgehobenen Möglichkeiten für
Ausnahmebestimmungen auf eine Senkung der normalen Steuersätze angewiesen seien.
Seit 2008 hätten die Kantone ihre Steuersätze denn auch durchschnittlich von 19.4
Prozent auf 15.1 Prozent gesenkt und weitere Senkungen seien etwa für das Wallis und
das Tessin geplant. In den Diskussionen im Rahmen der OECD sei demnach von
Mindeststeuersätzen zwischen 12.5 und 15 Prozent die Rede. Je nachdem, wo dieser
Mindeststeuersatz zu liegen komme, könnten die Unternehmenssteuersätze einiger

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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Schweizer Kantone somit deutlich unter Druck geraten.
Aufgrund der Corona-Pandemie seien die Verhandlungen 2020 zwar ins Stocken
geraten, jedoch sei eine bevorzugte Behandlung der Einführung von
Mindeststeuersätzen durchaus denkbar, zumal sich die grossen Staaten in diesem Punkt
einig seien, mutmasste die NZZ. 
Diskussionen gebe es in der OECD überdies über eine Besteuerung von
Digitalkonzernen wie Facebook und Google. Zu diesem Thema reichten Samuel
Bendahan (sp, VD; Mo. 20.4676) und Christian Levrat (sp, FR; Mo. 20.4575) im Dezember
2020 einen Vorstoss ein: Sollten die entsprechenden Verhandlungen der OECD 2021
nicht erfolgreich sein, soll der Bundesrat einen Entwurf zur Besteuerung der digitalen
Wirtschaft insbesondere der grossen, multinationalen Technologiekonzerne erarbeiten
und seine Massnahmen mit denjenigen der Nachbarländern koordinieren. 2

Christian Levrat (sp, FR) und Samuel Bendahan (sp, VD) forderten den Bundesrat im
Dezember 2020 mit je einer Motion in beiden Ratskammern zu Vorbereitungsarbeiten
zur Einführung einer Digitalsteuer auf. Das Inclusive Framework on BEPS sei im Rahmen
der OECD dabei, eine internationale Digitalsteuer auszuarbeiten. Diese Arbeiten hätten
sich jedoch verzögert, weshalb der Bundesrat einen entsprechenden Entwurf
erarbeiten solle, in dem er insbesondere die Besteuerung der grossen
Technologiekonzerne mit multinationalen Strukturen regle, die bisher kaum besteuert
würden. Dabei solle er die Gesetzgebung mit den Nachbarländern und der EU
koordinieren. In seiner Begründung verwies Levrat auf Frankreich, das Ende 2020 eine
solche Steuer geschaffen habe, sowie auf ähnliche Pläne in anderen Staaten der EU. Der
Bundesrat betonte in seinen Stellungnahmen die Vorteile des Vorgehens der OECD,
allen voran die internationale Koordination und Akzeptanz, und sprach sich aufgrund
der Standortattraktivität gegen einen Alleingang der Schweiz aus. Das EFD verfolge
jedoch die internationalen Vorgänge, wobei der Bundesrat den Handlungsbedarf
laufend evaluiere. In der Frühjahrssession 2021 entschied sich der Ständerat auf Antrag
von Ruedi Noser (fdp, ZH), die Motion Levrat der WAK-SR zuzuweisen. In Absprache mit
dem Motionär wolle man abwarten, ob die OECD Mitte 2021 tatsächlich eine Lösung
präsentieren werde. Im Nationalrat war die Motion Bendahan zu diesem Zeitpunkt noch
nicht behandelt worden. 3
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Im Juni 2021 reichte Philippe Nantermod (fdp, VS) ein Postulat ein, mit dem er eine
Strategie zum Erhalt der Attraktivität der Schweiz im Rahmen der Bemühungen der
OECD für eine Mindeststeuer für Unternehmen verlangte. Eine allfällige Anpassung der
Gewinnsteuer soll demnach für die Unternehmen nicht zu einer Erhöhung der
Steuerbelastung führen, stattdessen sollen andere Steuern oder Abgaben wie
Sozialabgaben in der Höhe der durch die Mindeststeuer zusätzlich erhaltenen Beträge
reduziert werden. Der Bundesrat zeigte sich im Falle eines Zustandekommens des
entsprechenden OECD-Projekts bereit, entsprechende Massnahmen zu prüfen. Da das
Postulat jedoch im Oktober 2021 unter anderem von Samuel Bendahan (sp, VD)
bekämpft worden war, setzte sich der Nationalrat in der Frühjahrssession 2022 damit
auseinander. Bendahan erachtete es als unmöglich, das Postulat umzusetzen, zumal der
höhere Steuerbetrag nicht für jedes Unternehmen einzeln kompensiert werden könne.
Möglich sei höchstens eine durchschnittliche Kompensation des Steuerertrags über alle
Unternehmen hinweg. Zudem erinnerte er daran, dass die Bevölkerung für sämtliche
Steuersenkungen bei den Unternehmen aufkommen müsse. Finanzminister Maurer
nutzte die Gelegenheit, um den weiteren Ablauf des OECD-Projekts zu erläutern: So
werde man in Kürze einen Vernehmlassungsentwurf für eine Verfassungsrevision
vorlegen, welche dem Bundesrat die Kompetenz zu einer entsprechenden
Steuererhöhung erteilen soll. Anschliessend wolle man die Details in einer
Verordnungsänderung regeln und erst zum Schluss die Gesetzgebung anpassen. Im
Rahmen dieses Prozesses werde man sich auch mit den im Postulat Nantermod
gestellten Fragen auseinandersetzen. Mit 123 zu 65 Stimmen – Letztere stammten von
Mitgliedern der SP- und der Grünen-Fraktion – nahm der Nationalrat das Postulat an. 4
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1) AB NR, 2021, S. 2141; AB NR, 2021, S.1765 ff.; AB SR, 2021, S. 1089
2) Mo. 20.4676; NZZ, 19.6., 2.7.20; TA, 16.7.20
3) AB SR, 2021, S. 202
4) AB NR, 2021, S. 2088; AB NR, 2022, S. 61 f.
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